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Der Verwaltungsgerichtshof (VGH) Baden –Württemberg hat im Dezember 2019
zwei Beschlüsse gefasst, die die Genehmigung von Windkraftanlagen (WKA)
betreffen.

Der folgende Beitrag soll erläutern, was der VGH entschieden hat, was
aus den Entscheidungen folgt und was man als Betroffener unternehmen
kann, wenn in der Nachbarschaft eine Windkraftanlage errichtet werden
soll.

1. Analyse

Im Südwesten Baden-Württembergs sollen zwei Windkraftanlagen „Blumberg“
und „Länge“ errichtet werden, für die eine Genehmigung im Sinne von § 13
Bundesimmissionsschutz-gesetz (BImSchG) erforderlich ist. Für die
Errichtung ist es notwendig, den dort befindlichen Wald (mehrere Hektar)
zu roden. Auch für eine solche Rodung zum späteren Betrieb einer WKA ist
eine sogenannte Umwandlungsgenehmigung erforderlich.

Obwohl § 13 BImSchG grundsätzlich „alle“ die Anlage betreffenden
behördlichen Entscheidungen einschließt und die Genehmigungsbehörde ein
Vorhaben unter allen öffentlich-rechtlichen Gesichtspunkten prüfen muss
(sogenannte Konzentrationswirkung, da alle Entscheidungen bei einer
Behörde konzentriert werden), wurde in Baden-Württemberg seit mehreren
Jahren anders vorgegangen. Gemäß dem Windenergie-Erlass Baden-
Württemberg vom 09.05.2012, Az. 64-4583/404, wurden die
Genehmigungsbehörden von der Landesregierung angewiesen, die ggf.
erforderliche Rodung eines Waldes als bloße Vorbereitung des Vorhabens
anzusehen, die nicht von der Konzentrationswirkung des § 13 BImSchG
erfasst werde. Dementsprechend gingen die Behörden auch bei den beiden
WKA Vorhaben „Blumberg“ und „Länge“ vor: Das Regierungspräsidium
Freiburg erteilte die Genehmigung zur dauerhaften Umwandlung des Waldes
(also Rodung). Das Landratsamt Schwarzwald-Baar-Kreis erteilte – ohne
Prüfung der Waldumwandlung – die immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungen zur Errichtung und dem Betrieb der Windkraftanlagen.

Im Rahmen zweier Eilverfahren hat der VGH Baden-Württemberg mit zwei
Beschlüssen vom 17.12.2019, Az. 10 S 566/19 (betreffend die
Umwandlungsgenehmigung für den Wald) und Az. 10 S 823/19 (betreffend die
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungen für die Windkraftanlagen)
entschieden, dass alle diese Genehmigungen rechtswidrig sind, weil gegen
die Konzentrationswirkung des § 13 BImSchG verstoßen wurde. Mithin
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hätten sämtliche Entscheidungen durch die für die
immissionsschutzrechtliche Genehmigung zuständige Behörde getroffen
werden müssen in dem dafür vorgeschriebenen Verfahren.

2. Folgerungen

Was für Folgerungen kann man aus diesen Entscheidungen nun ziehen?

a) Zunächst kann man davon ausgehen, dass die in den beiden1.
Beschlüssen zum Ausdruck kommende Rechtsauffassung (es handelte sich
um Beschlüsse in zwei Eilverfahren) vom VGH Baden-Württemberg auch
in den entsprechenden Hauptsache-Verfahren sowie in seiner gesamten
zukünftigen Rechtsprechung angewendet werden wird.

Damit ist die entsprechende Regelung aus dem Windenergie-Erlass Baden-
Württemberg hinfällig. Für Baden-Württemberg haben diese Entscheidungen
des VGH also eine erhebliche Bedeutung für zukünftige Genehmigungen von
Windkraftanlagen. Für die übrigen Bundesländer dürfte sich die
Auswirkung der Beschlüsse in engen Grenzen halten, weil dort schon
vorher überwiegend die Auffassung vertreten wurde, dass die Genehmigung
einer Waldumwandlung zum Zwecke der Errichtung einer WKA von der
Konzentrationswirkung des § 13 BImSchG erfasst wird (z.B. OVG
Niedersachsen, Beschluss vom 29.08.2013, Az. 4 ME 76/13, sowie die
entsprechenden Erlasse der Länder Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen
und Rheinland-Pfalz). Die – vom VGH als rechtswidrig festgestellte –
Rechtsauffassung in dem Windenergie-Erlass Baden-Württemberg dürfte wohl
eher politisch motiviert gewesen sein.

b) Unter Zugrundlegung dieser Beschlüsse des VGH dürften auch viele1.
andere bereits erteilte Genehmigungen von Windkraftanlagen in Baden-
Württemberg rechtswidrig gewesen sein, weil wahrscheinlich in einer
Vielzahl von Fällen auch bei anderen WKA-Vorhaben zunächst ein Wald
gerodet werden musste, ehe die WKA errichtet werden konnte und weil
vermutlich auch in diesen Fällen entsprechend der unzutreffenden
Rechtsauffassung aus dem Windenergie-Erlass Baden-Württemberg ein
falsches Verfahren angewendet und eine fehlerhafte Genehmigung
erteilt wurde.

Für die bereits genehmigten und errichteten Windkraftanlagen werden die
Beschlüsse des VGH wahrscheinlich dennoch keine weitere Auswirkung
haben, auch wenn die zugrunde liegenden Genehmigungen rechtswidrig
waren. Das beruht auf folgenden rechtlichen Erwägungen:

Die Genehmigung einer WKA ist ein begünstigender Verwaltungsakt. Der
Verwaltungsakt ist deshalb begünstigend, weil der Adressat einen
rechtlichen Vorteil, nämlich die Genehmigung zur Errichtung und zum
Betrieb der WKA erlangt. Ein Verwaltungsakt wird unanfechtbar, wenn
nicht innerhalb der Widerspruchsfrist ein Widerspruch eingelegt wird und
ggf. gegen einen ablehnenden Widerspruchsbescheid eine Anfechtungsklage
erhoben wird.



In den Fällen, in denen eine WKA bereits errichtet wurde, ist mit
Sicherheit die Widerspruchsfrist schon lange abgelaufen. Die Genehmigung
für die WKA ist somit unanfechtbar geworden und hat die sogenannte
Bestandskraft. Das gilt auch dann, wenn der Verwaltungsakt rechtswidrig
ist.

Zwar kann ein rechtwidriger Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar
geworden ist, von der Behörde zurückgenommen werden (vgl. § 48 Abs. 1
VwVfG Bund). Das geschieht aber nicht automatisch und immer. Vielmehr
ergibt sich aus dem Wort „kann“ (zurückgenommen werden), dass die
Behörde ein Ermessen hat, ob sie den rechtswidrigen Verwaltungsakt
zurücknimmt. Bei dieser Ermessensentscheidung muss die Behörde abwägen
zwischen dem Prinzip der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung und dem
Vertrauensschutz des Begünstigten. Das Gesetz schreibt dazu in § 48 Abs.
2 S. 2 VwVfG: „Das Vertrauen ist in der Regel schutzwürdig, wenn der
Begünstigte gewährte Leistungen verbraucht oder eine
Vermögensdisposition getroffen hat, die er nicht mehr oder nur unter
unzumutbaren Nachteilen rückgängig machen kann“. Diese Regelung gilt
zwar unmittelbar nur für begünstigende Verwaltungsakte, durch die eine
Geldleistung oder Sachleistung gewährt wird (also z.B. Rentenbescheid
oder die Bewilligung eines Stipendiums). Die Regelung gilt aber
entsprechend auch für sonstige begünstigende Verwaltungsakte, z. B. also
auch für die Genehmigung einer WKA.

Wenn der Betreiber einer WKA also nach der Genehmigung der WKA die
Anlage errichtet und viel Geld, meistens wahrscheinlich Millionen von
Euro, investiert hat, wird sein Vertrauen in den Bestand der Genehmigung
in aller Regel schutzwürdig sein. Die Abwägung wird daher ergeben, dass
das Prinzip des Vertrauensschutzes gegenüber dem Prinzip der
Gesetzmäßigkeit der Verwaltung überwiegt. Dann darf der – rechtswidrige
– Verwaltungsakt nicht zurückgenommen werden.

Sollte eine Behörde dennoch der Meinung sein, dass das Prinzip der
Gesetzmäßigkeit überwiegt, müsste sie dem Begünstigten den
Vermögensnachteil ausgleichen, den dieser dadurch erleidet, dass er auf
den Bestand des Verwaltungsaktes vertraut hat (§ 48 Abs. 3 S. 1 VwVfG).
Die Behörde müsste dem Begünstigten mit anderen Worten Schadensersatz
zahlen. Daran wird keine Behörde ein sonderliches Interesse haben.

Fazit: Die genehmigten und bereits errichteten Windkraftanlagen werden
aller Voraussicht nach nicht stillgelegt und nicht abgerissen werden,
sondern völlig unverändert weiter betrieben werden.

 

Anmerkung: Viele juristische Laien sind überrascht oder unzufrieden,
wenn sie erstmals davon hören, dass ein rechtswidriger Verwaltungsakt
nicht automatisch zurückgenommen wird, sondern dass eine Abwägung mit
dem Vertrauensschutz des Begünstigten stattfindet. Diese Regelung des
Gesetzes ist aber vernünftig und gerecht. Stellen Sie sich vor, dass Sie



ein Haus bauen wollen. Dann müssen Sie eine Baugenehmigung beantragen
und vermutlich einen sechsstelligen Kredit aufnehmen. Angenommen Sie
bekommen sowohl die Baugenehmigung als auch den Kredit. Sie bauen das
Haus und ziehen mit Ihrer Familie dort ein. Drei Jahre nach Ihrem Einzug
stellt sich heraus, dass die Ihnen erteilte Baugenehmigung, aus welchen
Gründen auch immer (böse Nachbarn können da recht findig sein),
rechtswidrig war. Würden Sie es gerecht finden, wenn Ihre Baugenehmigung
sofort und automatisch zurückgenommen würde und Sie das Haus abreißen
müssten? Sicherlich nicht

3. Ausblick

Was kann man dagegen unternehmen, wenn man den Verdacht hat, dass in der
Nachbarschaft eine WKA gebaut werden soll?

Zunächst ist es oft schon ein Problem, rechtzeitig von einem solchen
Vorhaben zu erfahren. Damit Ihnen hier nichts entgeht, sollten Sie
regelmäßig die an Ihrem Ort weit verbreitete Tageszeitung lesen,
regelmäßig das Amtsblatt Ihrer Gemeinde oder Ihres Kreises studieren und
auf den Internetseiten Ihres Kreises bzw. Ihrer kreisfreien Stadt
suchen. Denn das sind die Medien, auf denen üblicherweise von einem WKA-
Vorhaben berichtet wird und auf denen auch die öffentlichen
Bekanntmachungen (z.B. nach § 10 Abs. 8 S. 1 BImSchG im förmlichen
Genehmigungsverfahren) erfolgen.

Sobald Sie von der Genehmigung einer WKA erfahren, legen Sie sofort
Widerspruch ein, am besten als Einschreiben gegen Rückschein, damit Sie
die Widerspruchserhebung beweisen können. Wichtig ist dabei erstmal nur,
dass Sie den Widerspruch fristgerecht, regelmäßig also binnen eines
Monats, einlegen. Die Begründung für Ihren Widerspruch können Sie, u.U.
auch mit anwaltlicher Hilfe, später nachreichen.

Inhaltlich gibt es eine Reihe von Punkten, die gegen eine geplante WKA
vorgebracht werden können, z. B. Überflugrouten von Vögeln, insbesondere
von gefährdeten Vogelarten oder Fledermäusen, schützenswerte Biotope
oder auch die Verletzung eines Mindestabstandes zum nächsten Wohnhaus.
Dabei können Sie als Nachbar aber nur die Verletzungen von Belangen oder
Vorschriften geltend machen, die eine sogenannte nachbarschützende
Wirkung haben. Sie können wahrscheinlich nur dann erfolgreich gegen die
Genehmigung einer WKA Widerspruch einlegen oder klagen, wenn Sie selbst
von den schädlichen Auswirkungen der WKA betroffen sind. Allgemeine
Belange des Umweltschutzes, z.B. die Überflugrouten von Fledermäusen
oder Vögeln, können in der Regel nur durch Naturschutzverbände geltend
gemacht werden.

Günstig ist selbstverständlich auch, wenn sich bereits eine
Bürgerinitiative gegen das WKA Vorhaben gebildet hat oder wenn ein
Naturschutzverband gegen das WKA Vorhaben vorgeht, dass Sie sich in der
Bürgerinitiative bzw. dem Naturschutzverband engagieren. Die Bildung
einer solchen Bürgerinitiative können Sie auch selbst initiieren durch



eine Anzeige in der Zeitung oder einen Aufruf im Internet. Mit der
Zeitung erreichen Sie aber im Zweifel mehr Personen, auch ältere oder
solche, die nicht regelmäßig im Internet surfen.

Schließlich müssen Sie, wenn Sie rechtlich gegen eine WKA vorgehen
möchten, einen guten Anwalt, am besten einen Fachanwalt für
Verwaltungsrecht einschalten. Als juristischer Laie sind Sie den
Verwaltungsbehörden mit deren Rechtsabteilungen ansonsten völlig
unterlegen.

Ich wünsche allen Lesern, die sich gegen eine weitere sinnlose WKA
wehren wollen, viel Erfolg.

 


